
Deckung zu überzeugen, jedoch begründet allein 
die Verletzung dieser Pflicht noch nicht das Vorlie­
gen des Täuschungs- und Schädigungsvorsatzes mit 
dem Ziel, sich rechtswidrig einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen. Es muß vielmehr der konkrete 
Nachweis für das Vorliegen des Betrugs Vorsatzes 
mit dieser Zielstellung erbracht werden.

Der Betrug ist vollendet, wenn alle zur objek­
tiven Seite des Tatbestandes gehörenden Merk­
male erfüllt sind; auch der im Gesetz genannte 
Vermögensschaden muß eingetreten sein.

Eine tatsächliche Verbesserung der Vermö­
genslage des Täters oder eines anderen braucht 
nicht eingetreten zu sein. Die Handlung ist auch 
dann vollendet, wenn - bei Vorliegen der anderen 
Merkmale des Betruges - die verfolgte Zielstel­
lung nicht verwirklicht'wurde, also der beabsich­
tigte Vermögens vorteil nicht eintrat.

Gibt beispielsweise jemand einem anderen einen 
gefälschten Scheck, um ihn für sich bei der Spar­
kasse einlösen zu lassen (mittelbare Täterschaft), so 
liegt auch dann ein vollendeter Betrug vor, wenn 
derjenige, der diesen Scheck eingelöst hat, das Geld 
nicht wie vorgesehen an den Auftraggeber (Scheck­
fälscher) abgibt, sondern es für sich behält.

5.2.4.
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
für Untreue
Paragraph 161a StGB sieht die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für Handlungen von Personen 
vor, denen sozialistisches Eigentum zur Nutzung, 
Verfügung oder Verwaltung anvertraut ist oder die 
in sonstiger Weise die Vermögensinteressen des so­
zialistischen Eigentums wahrzunehmen haben.

Fälle dieser Art können z. B. sein:
- Bestimmte Personen nehmen Manipulationen 

verschiedener Art zum Nachteil des sozialisti­
schen Eigentums und zum eigenen Vorteil vor, 
indem sie Rechnungen für angeblich geleistete 
Arbeiten als „sachlich richtig“ bestätigen, da­
durch auf Kosten des sozialistischen Eigentums 
erhebliche materielle Vorteile erlangen und un­
tereinander aufteilen.

- Es werden Arbeitskräfte und Geräte (Technik) 
des Betriebes für persönliche Zwecke eingesetzt 
und zu Lasten des Betriebes abgerechnet.

- Es wird mit Lohngeldern und anderen finanziel­
len Mitteln manipuliert; es werden Werktätige in 
den Lohnlisten geführt, die schon aus dem Be­
trieb ausgeschieden sind; bei Rentenzahlungen 
werden bereits verstorbene Personen in den 
Rentenlisten weitergeführt. Die betreffenden 
Summen werden für persönliche Zwecke ver­
braucht.

— Es werden über verschiedene Manipulationen 
dem Prämienfonds oder anderen Fonds in unbe­
rechtigter Weise und Höhe Mittel zugeführt und 
dann verwendet; aus diesen Fonds werden finan­
zielle Mittel für persönliche Zwecke verbraucht.

— Gaststätten- oder Verkaufsstellenleiter wirt­
schaften mit den ihnen anvertrauten sozialisti­
schen Vermögenswerten in einer Art und Weise, 
die auf die Erlangung oftmals erheblicher per­
sönlicher materieller Vorteile gerichtet ist und 
die das sozialistische Eigentum schädigt.

Der Tatbestand der Untreue zum Nachteil so­
zialistischen Eigentums (§ 161a StGB) wurde mit 
der Änderung des Strafgesetzbuches im Dezem­
ber 1974 aufgenommen. Bis dahin gab es einen 
Untreuetatbestand lediglich im Kapitel „Strafta­
ten gegen das persönliche und private Eigentum“.

Auf die Kodifizierung eines Untreuetatbestandes im 
Kapitel „Straftaten gegen das sozialistische Eigen­
tum und die Volkswirtschaft“ war 1968 verzichtet 
worden, da in den 2. Abschnitt dieses Kapitels eine 
spezielle Bestimmung des „Vertrauensmißbrauchs“ 
(§ 165 StGB) aufgenommen worden war, die so­
wohl dem Schutz der Volkswirtschaft als auch des 
sozialistischen Eigentums vor einem Mißbrauch der 
dem Täter eingeräumten Verfügungs- und Ent­
scheidungsbefugnisse dienen sollte. Auf Grund 
praktischer Erfahrungen wurde 1974 sowohl der 
Tatbestand des Vertrauensmißbrauchs geändert, 
der in seiner Zielstellung primär auf den Schutz der 
volkswirtschaftlichen Belange ausgerichtet ist, als 
auch ein spezieller Untreuetatbestand zum Schutz 
des sozialistischen Eigentums neu geschaffen. Mit 
dieser Regelung wurden die Eigentumsdelikte 
exakter von den Straftaten gegen die Volkswirt­
schaft abgegrenzt, und es wurden bessere Möglich­
keiten einer weitergehenden Differenzierung sowie 
eines noch konsequenteren Schutzes des sozialisti­
schen Eigentums geschaffen.
In der Formulierung des neugeschaffenen Untreue­
tatbestandes wurde weitgehend Übereinstimmung 
mit dem Untreuetatbestand im Kapitel „Straftaten 
gegen das persönliche und private Eigentum“ her­
gestellt.

Strafrechtlich verantwortlich wegen Untreue 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums können 
gemäß § 161a StGB nur Personen sein, denen 
durch Gesetz, Auftrag oder Vertrag die Befugnis 
eingeräumt worden ist,
— über sozialistisches Eigentum zu verfügen,
— es zu verwalten oder
— in sonstiger Weise die Vermögensinteressen des 

sozialistischen Eigentums wahrzunehmen.
Das trifft vornehmlich auf solche Personen zu

wie Betriebsleiter, Buchhalter, selbständig dispo-

132


	5.2.4.


